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stisdi höchst eigenartige Weise „eingestellt“ wurde. Ernst 
Thälmann wurde nämlich ein Schreiben zur Kenntnis ge­
bracht, in dem es heißt: „Der Angeklagte Thälmann wird — 
unter Aufrechterhaltung des Haftbefehls nur wegen Flucht­
verdachts — mit dem weiteren Vollzug der Untersuchungs­
haft verschont. Dem Angeklagten wird aufgegeben, sich, 
wenn er sich auf freiem Fuß befindet, täglich einmal auf 
dem zuständigen Polizeirevier seines Aufenthaltsortes zu 
melden.“ 4 Aber Thälmann wurde nicht auf freien Fuß ge­
setzt, sondern „auf Grund des § 1 der Verordnung des 
Reichspräsidenten zum Schutze von Volk und Staat vom 
28. Februar 1933 ... bis auf weiteres im Interesse der öf­
fentlichen Sicherheit in Haft genommen“ ß Damit war 
praktisch der Prozeß zu Ende, und Emst Thälmann befand 
sich endgültig in der Gewalt der Gestapo.

Die Aktivität zu seiner Befreiung ging jedoch weiter. 
Ein internationaler Juristenkongreß in Paris im Novem­
ber 1935 war ein Höhepunkt dieses Kampfes. Im Präsidium 
des Kongresses saßen der SPD-Reichstagsabgeordnete Ru­
dolf Breitscheid, der ja 1944, fast gleichzeitig mit Emst 
Thälmann, in Buchenwald sein Leben lassen mußte, der 
schwedische Sozialdemokrat Georg Branting und der fran­
zösische Minister Pierre Cot — Namen, die uns aus der 
Internationalen Juristenvereinigung bekannt sind. Auch 
einer der inzwischen mit Hilfe der KPD in Sicherheit ge­
brachten Verteidiger Ernst Thälmanns, Friedrich Roetter, 
war Mitglied dieses Präsidiums. Roetter war ein deutsch­
nationaler ehemaliger Marineoffizier, der zunächst als Of­
fizialverteidiger vorgesehen war, dann aber, überzeugt von 
der Unschuld Thälmanns, sich ehrlich für ihn einsetzte, so 
daß er vom faschistischen Volksgerichtshof als Verteidiger 
nicht zugelassen wurde. Roetter wurde sogar selbst für 
einige Zeit verhaftet und kam in immittelbare Gefahr.

Diese internationale Juristenkonferenz 1935 forderte die 
Juristen in aller Welt auf, die Verteidigung Emst Thäl­
manns gegen eine Justiz, die eine Herausforderung des 
Rechtsbewußtseins der zivilisierten Welt darstellt, zu ihrer 
Ehrensache zu machen.

Am 13. und 14. November 1937 fand, ebenfalls in Paris, 
die europäische Konferenz für Recht und Freiheit in 
Deutschland statt'Diese Konferenz gründete das Interna­
tionale Zentrum für Recht und Freiheit in Deutschland, 
das die Arbeit des Internationalen Befreiungskomitees für 
Ernst Thälmann und alle anderen Antifaschisten fortsetzte, 
bis der Ausbruch des Krieges ihr ein Ende machte.

Fortschrittliche Juristen im Dienst der Roten Hilfe

Neben den Namen der politisch führenden Genossen, ins­
besondere Wilhelm Pieck, Вёіа Kun und Georgi Dimitroff, 
werden im Zusammenhang mit dem Kampf um die Befrei­
ung Emst Thälmanns in der Thälmann-Biographie noch 
eine Reihe von Namen genannt, die für uns als Quelle an­
tifaschistischen Vermächtnisses von Bedeutung sind. Da 
sind zunächst die Namen von Rechtsanwälten, die zur Ver­
teidigung Emst Thälmanns bereit waren und deren Reihe 
vom Kommunisten bis zum Mitglied der NSDAP reicht 
Da ist weiter Felix Halle, dessen Broschüre „Wie vertei­
digt sich der Proletarier vor Gericht“ jeder politisch aktive 
Arbeiter kannte.

In diesem Zusammenhang möchte ich einiges über die 
Rote Hilfe Deutschlands sagen:

Die Hilfe für eingekerkerte Kämpfer der Arbeiterbewe­
gung war eine alte Tradition. Nach dem Sieg der Oktober­
revolution entstand sehr bald in der Sowjetunion der Ge­
danke der Bildung einer internationalen Organisation für 
die Unterstützung revolutionärer Kämpfer. Sie wurde Ende 
1922 gegründet; ihre russische Abkürzung war MOPR, ihre 
deutsche Bezeichnung „Internationale Rote Hilfe“. Die Or­
ganisation war zunächst getragen von Felix Dzierzynski 
und Julian Marchlewski; bald gehörten auch Clara Zetkin 
und Wilhelm Pieck zu ihren leitenden Funktionären.6

Die Rote Hilfe Deutschlands, die im Zusammenhang mit

den Märzkämpfen der deutschen Arbeiterklasse 1921 er­
wuchs, wurde als überparteiliche Organisation und als Sek­
tion der MOPR im Oktober 1924 gegründet. Ihr gehörten 
bereits 1926 in 176 000 Ortsgruppen etwa 165 000 Einzel- 
und 365 000 Kollektivmitglieder an. Die Rote Hilfe beauf­
tragte zur Verteidigung Angeklagter ständig Rechtsanwälte, 
und zwar Kommunisten, Sozialdemokraten und fortschritt­
liche bürgerliche Anwälte.

Gleich nach seiner Verhaftung hatte Emst Thälmann 
die Rechtsanwälte Kurt Rosenfeld und Emst Hegewisch 
mit seiner Verteidigung beauftragt.

Kurt Rosenfeld, bekannter linker Sozialdemokrat, 
Rechtsanwalt, Reichstagsabgeordneter, war auch als Vertei­
diger im Aufträge der Roten Hilfe tätig und später an der 
Vorbereitung und Durchführung des Londoner Gegenpro­
zesses beteiligt

Emst Hegewisch, Kommunist, führender Verteidiger der 
Roten Hilfe in Hamburg und Rechtsberater der Hamburger 
Handelsvertretung der Sowjetunion, konnte das Mandat 
schon nicht mehr übernehmen, da ihm seine Zulassung als 
Rechtsanwalt bereits entzogen war. Hegewisch hatte seit 
1921 vor vielen Gerichten in Nord- und Mitteldeutschland 
als politischer Verteidiger der KPD gewirkt. Nach den 
mitteldeutschen Unruhen hielt er sich 1921 ein halbes Jahr 
in Halle auf; von dort aus war er als Verteidiger von An­
geklagten vor den Sondergerichten tätig. Damals vertei­
digte er auch Max Hölz vor dem Sondergericht in Berlin. 
Nach dem Hamburger Oktoberaufstand 1923 rief ihn die 
Rote Hilfe nach Hamburg, damit er dort die Angeklagten 
dieses Aufstandes verteidigen konnte. Auf Wunsch der 
Rote Hilfe siedelte er dann von Celle, wo er bis dahin an­
sässig war und 1918 eine Ortsgruppe des Spartakusbundes 
gegründet hatte, nach Hamburg über. 1935 wurde er ver­
haftet, weil er nach 1933 noch Mitgliedsbeiträge an die 
illegale KPD gezahlt hatte und man ihn, wie er in einem 
Lebenslauf schrieb, mit Recht „im Verdacht hatte“, daß er 
als Mittelsmann zwischen den zur Verteidigung Emst Thäl­
manns herangezogenen Verteidigern und ausländischen 
Stellen tätig war. Er wurde schließlich zu IV2 Jahren Ge­
fängnis verurteilt und dann in das KZ Sachsenhausen über­
geführt Nach 1945 kämpfte er zunächst in Hamburg gegen 
eine erneute Nazifizierung der Justiz und kam dann auf 
Veranlassung der Deutschen Justizverwaltung in die so­
wjetische Besatzungszone, wo er von 1947 bis 1950 das Amt 
eines Landgerichtsdirektors am Landgericht Halle-Merse­
burg übernahm und dann Senatspräsident am Oberlandes­
gericht Halle wurde.

Der Name Kurt Rosenfeld führt unmittelbar zu seiner 
Tochter Hilde Neumann — und wir stehen hier vor einer 
der beeindruckendsten Vermächtnislinien. Seit ihrer Zu­
lassung als Rechtsanwältin im Jahre 1932 war Hilde Neu­
mann für die Rote Hilfe tätig. Von den Nazis bedroht, 
ging sie Ostern 1933 nach Paris. Sie selbst schrieb über 
jene Zeit: „Eine zunächst nur fachlich-juristisch gedachte 
Mitarbeit im Verteidigungskomitee für die Angeklagten 
des Reichstagsbrandprozesses und im Thälmann-Komitee 
wurde zur entscheidenden Wendung in meinem Leben ... 
Im täglichen und stündlichen Arbeitskontakt mit deutschen 
und französischen Genossen ... begann eigentlich meine 
politische Entwicklung. Bei der Neugründung der Interna­
tionalen Juristenvereinigung in Paris 1934 wurde mir vom 
dortigen Vertreter der MOPR die Funktion des internatio­
nalen Organisationssekretärs übertragen. Damit begann 
eine mehr als fünf Jahre andauernde, für mich außeror­
dentlich bedeutsame Mitarbeit im europäischen Büro der 
MOPR, ein enges Zusammenwirken mit hervorragenden 
Funktionären der internationalen Solidaritätsbewegung.“7

Weiter heißt es in einem anderen Schriftstück: „Genos­
sin Hilde Neumann leistete ab 1939 praktische Solidari­
tätsarbeit für in Frankreich internierte Genossen. Im März 
1940 wurde sie von der französischen Polizei verhaftet, mit 
Rücksicht auf ein vorliegendes Ausreisevisum nach den 
USA aber freigelassen und nach den USA ausgewiesen. In


